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Bonn, den 19. Dezember 1962 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
vom 4. Oktober 1961 der Satzung der 
Internationalen Atomenergie-Organisation 


mit Begründung sowie die dazugehörende Entschließung und 
eine Denkschrift (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend sind der Bundesminister für wissenschaftliche 
Forschung und der Bundesrainister des Auswärtigen. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 248. Sitzung 
am 12. /13. Juli 1962 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung genommen. Im übri- 
gen hat er gegen den Entwurf keine Einwendungen erhoben. 

Die Äußerung der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heqer, 

Bad Godesberq, Goethestr. 54, Postfach 821 
Telefon 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung vom 4. Oktober 1961 
der Satzung der Internationalen Atomenergie-Organisation 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Der in Wien am 4. Oktober 1961 von der General- 
konferenz der Internationalen Atomenergie-Organi- 
sation durch Entschließung genehmigten Änderung 
des Artikels VI Abs. A Nr. 3 der Satzung der Inter- 
nationalen Atomenergie-Organisation (Bundesge- 
setzbl. 1957 II S. 1357) wird zugestimmt. Die Ent- 
schließung wird nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem die Änderung nach Artikel 
XVIII Abs. C der Satzung der Internationalen 
Atomenergie-Organisation für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Die Satzungsänderung bedarf nach Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes der Zustimmung der für 
die Bundesgesetzgebung zuständigen Körperschaf- 
ten in der Form eines Bundesgesetzes, da die Sat- 
zung und die Änderung politische Beziehungen des 
Bundes regeln. 

Zu Artikel 2 

Die Satzungsänderung soll auch auf das Land Berlin 
Anwendung finden; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 

Resolution 

adopted during the 58th plenary meeting 
on 4 October 1961 

Amendment of Article VI.A.3 of the Statute 

THE GENERAL CONFERENCE, 

(a) HAVING RECEIVED the report of the Board of 
Governors submitted pursuant to resolution GC (IV)/ 
RES/85/ 1, 

(b) RECOGNIZING the desirability of amending the 
Statute to provide for more equitable representation 
on the Board of the area of Africa and the Middle 
East, 

(c) BELIEVING that any statutory amendment should 
not be detrimental to the existing patter of area re- 
presentation on the Board, and 

(d) CONVINCED also that Provision for more equitable 
representation for the area of Africa and the Middle 
East will be an important Stimulus to States in the 
area not now Members of the Agency to apply for 
membership, 

1. APPROVES the following amendment of the first 
sentence of Article VI.A.3 of the Statute: 

"The General Conference shall elect twelve members 
to membership on the Board of Governors, with due 
regard to equitable representation on the Board as a 


Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem die Ände- 
rung nach Artikel XVIII Abs. C der Satzung für die 
Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 

(Übersetzung) 

Entschließung, 

angenommen auf der 58. Vollversammlung 
am 4. Oktober 1961 

Änderung des Artikels VI Abs. A Nr. 3 der Satzung 

DIE GENERALKONFERENZ — 

(a) NACH ERHALT des gemäß Entschließung GC (IV)/ 
RES/85/1 — vom Gouverneursrat vorgelegten Be- 
richtes, 

(b) IN DER ERKENNTNIS, daß eine Änderung der Sat- 
zung wünschenswert ist, um für eine angemessenere 
Vertretung des afrikanischen und mittelöstlichen 
Raums im Gouverneursrat Vorsorge zu treffen, 

(c) IN DER AUFFASSUNG, daß eine Satzungsänderung 
das bestehende Schema für die Vertretung geogra- 
phischer Räume im Gouverneursrat nicht beeinträch- 
tigen darf, 

(d) IN DER ÜBERZEUGUNG, daß die Vorsorge für eine 
angemessenere Vertretung des afrikanischen und 
mittelöstlichen Raums auf Staaten in diesem Raum, 
die bisher nicht Mitglieder der Organisation sind, 
einen starken Anreiz ausüben wird, sich um die Mit- 
gliedschaft zu bewerben, 

1. GENEHMIGT hiermit folgende Änderung des Ar- 
tikels VI Abs. A Nr. 3 Satz 1 der Satzung: 

„Die Generalkonferenz wählt zwölf Mitglieder der Or- 
ganisation zu Mitgliedern des Gouverneursrates; dabei 
achtet sie gebührend darauf, daß im Gouverneursrat die 
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whole of the members in the areas listed in subpara- 
graph A.l of this article, so that the Board shall at all 
times includc in this category three representatives of 
the area of Latin America, three representatives of the 
area of Africa and the Middle East and a representative 
of each of the remaining areas except North America"; 

2. URGES all Members of the Agency to accept this 
amendment as soon as possible in accordance with their 
respective constitutional procedures, as provided for in 
Article XVIILC.(ii) of the Statute; and 

3. REQUESTS the Director General lo report to the 
General Conference at its sixth regulär session on the 
progress made towards entry into force of the amend- 
ment. 


Mitglieder aus den in Absatz A Nr. 1 angeführten geo- 
graphischen Räumen angemessen vertreten sind, so daß 
der Gouverneursrat in dieser Kategorie stets drei Ver- 
treter des latein-amerikanischen Raumes, drei Vertreter 
des afrikanischen und mittelöstlichen Raumes und je 
einen Vertreter der übrigen Räume mit Ausnahme Nord- 
amerikas enthält", 

2. FORDERT alle Mitglieder der Organisation AUF, 
diese Änderung so bald wie möglich in Übereinstimmung 
mit ihren verfassungsmäßigen Vorschriften anzunehmen, 
wie in Artikel XVIII Abs. C (ii) der Satzung vorgesehen, 
und 

3. ERSUCHT den Generaldirektor, der Generalkonfe- 
renz auf ihrer sechsten ordentlichen Tagung über die 
Fortschritte zu berichten, die hinsichtlich des Inkrafttre- 
tens dieser Änderung gemacht worden sind. 


Denkschrift 


Die Bundesrepublik ist seit der Gründung im Jahre 
19v57 Mitglied der Internationalen Atomenergie- 
Organisation (vgl. Gesetz zu der Satzung der Inter- 
nationalen Atomenergie-Behörde vom 27. September 
1957, Bundesgesetzbl. II S. 1357 und Bundesgesetz- 
blatt 1958 II S. 2). Inzwischen ist die Mitgliedzahl 
der Organisation von ursprünglich 54 auf 77 (Stand 
vom 15. Oktober 1961) angewachsen. Zu den neuen 
Mitgliedern gehört die Mehrzahl der jungen afrika- 
nischen Staaten. 

Neben der jährlich einmal stattfindenden General- 
konferenz, die aus Vertretern aller Mitgliedstaaten 
besteht, ist der Gouverneursrat das wichtigste Organ 
der Organisation. Er besteht nach Artikel VI der 
Satzung aus 23 Mitgliedern, von denen nach Ab- 
satz A Nr. 3 zehn unter Berücksichtigung bestimmter 
geographischer Räume gewählt werden. Auf Grund 
dieser Regelung hatten bisher die geographischen 
Räume „Afrika und Mittlerer Osten" und „Latein- 
Amerika" je zwei Vertreter im Gouverneursrat. 
Dies wurde im Flinblick auf die inzwischen beträcht- 
lich gestiegene Zahl der Mitgliedsländer aus diesen 
Räumen von der Mehrheit der Mitgliedstaaten für 


unzureichend befunden. Die vom Gouverneursrat 
vorgeschlagene und auf der 58. Vollsitzung der Ge- 
neralkonferenz am 4. Oktober 1961 mit der satzungs- 
gemäß erforderlichen Mehrheit angenommene Än- 
derung des ersten Satzes des Artikels VI Abs. A 
Nr. 3 der Satzung erhöht die Zahl der nach dieser 
Bestimmung zu wählenden Mitglieder des Gouver- 
neursrates von zehn auf zwölf (somit die Gesamtmit- 
gliederzahl von 23 auf 25). Außerdem bestimmt sie, 
daß im Gouverneursrat die Mitglieder aus den in 
Absatz A Nr, 1 angeführten geographischen Räumen 
angemessen vertreten sind, so daß der Gouverneurs- 
rat in dieser Kategorie stets drei Vertreter des 
latein-amerikanischen Raumes, drei Vertreter des 
afrikanischen und mittelöstlichen Raumes und — wie 
bisher ■ — je einen Vertreter der übrigen Räume mit 
Ausnahme Nordamerikas enthält. 

Die Satzungsänderung entspricht dem Gebot der 
gleichmäßigen Vertretung aller geographischen 
Räume im Gouverneursrat als dem praktisch wich- 
tigsten Organ der Internationalen Atomenergie- 
Organisation. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


a) Die Überschrift des Gesetzes ist wie folgt zu 
fassen: 

„Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Ge- 
setzes zu der Satzung der Internationalen Atom- 
energiebehörde vom 27. September 1957" 

b) Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Durch die Neufassung des Gesetzestitels kommt 
zum Ausdruck, daß die Vorlage das Ratifikations- 
gesetz zur Satzung der Internationalen Atom- 
energiebehörde ändern will. 


Der Bundesrat hat in seinen Beschlüssen vom 
24. Mai 1957 — BR-Drucksache Nr. 202/57 (Be- 
schluß) (BT-Drucksache 3995 der 2. Wahlperiode) 
— und vom 20. September 1957 — BR-Drucksache 
Nr. 391/57 (Beschluß) — die Ansicht vertreten, 
daß das Gesetz zu der Satzung der Internatio- 
nalen Atomenergiebehörde seiner Zustimmung 
gemäß Artikel 84 Abs. 1 in Verbindung mit Arti- 
kel 105 Abs. 3 des Grundgesetzes bedarf. Nach 
seiner ständigen Auffassung ist deshalb auch 
das vorliegende Änderungsgesetz zustimmungs- 
bedürftig. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf 

keine Einwendungen. 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 

Den Änderungsvorschlägen wird hiicht zugestimmt. 

Zu a) 

Die vorgeschlagene Überschrift würde den Anschein 
erwecken, das Gesetz vom 27. September 1957 zu 
der Satzung der Internationalen Atomenergie- 
behörde würde formell geändert. 

Zu b) 

Die Bundesregierung hält daran fest, daß das Ge- 
setz vom 27. September 1957 nicht der Zustimmung 
des Bundesrates bedurfte. Sie hält das hier vorge- 
sehene Gesetz schon deshalb nicht für zustimmungs- 
bedürftig. 
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